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Magdeburg, 06. April 2022 
 

Gewässer von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung 

Entlang von Gewässern von wasserwirtschaftlicher Bedeutung dürfen innerhalb definierter Ab-
stände gemäß § 4a Abs. 1 PflSchAnwV Pflanzenschutzmittel nicht ausgebracht werden.  

Das Land Sachsen-Anhalt hat eine Gewässerkulisse erarbeitet, die die Gewässer von was-
serwirtschaftlicher Bedeutung enthält. Sie kann im Sachsen-Anhalt-Viewer eingesehen wer-
den.  

In dieser Liste sind kleine Gewässer von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung 
nicht enthalten, weil entlang derer das vorgenannte PSM-Ausbringungsverbot nicht gilt. Dem-
zufolge sind an allen in der Gewässerkulisse enthaltenen Gewässern die Abstandsauflagen 
einzuhalten. Den Ländern steht es frei, die Abgrenzungskriterien zwischen beiden Gewässer-
kategorien zu wählen. 

Betroffene PSM-Anwender haben zwei Möglichkeiten, die Gewässerkulisse zu beeinflussen, 
und zwar: 

1. in der Gebietskulisse aufgenommene Gewässer zu beanstanden, weil deren Gewäs-
sereigenschaft bereits verloren ging und 

2. in der Gebietskulisse aufgenommene Gewässer zu beanstanden, weil sie Gewässer 
von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung sind. 

Zu 1.  

Oberirdische Gewässer sind das ständig oder zeitweilig in Betten fließende oder stehende 
oder aus Quellen wild abfließende Wasser. Gewässerbetten, die seit Jahren nicht einmal nur 
zeitweilig Wasser fließend oder stehend führten, werden die ehemals bestandene Gewässer-
eigenschaft verloren haben. Die Entscheidung darüber ist immer eine Einzelfallentscheidung 
gemäß den tatsächlichen Verhältnissen. Es wird wahrscheinlich einer Verstätigung des Zu-
standes bedürfen. Das Wasser in den Gewässerbetten setzt stets die Teilhabe an der Gewäs-
serfunktion voraus. Sie ist gegeben, wenn natürliche Prozesse wie die Verdunstung, Versicke-
rung, das Auffangen von Regenwasser und aufsteigendem Grundwasser stattfindet. Blieb ein 
Gewässerbett jahrelang trocken, kann vermutet werden, dass die Gewässereigenschaft nicht 
mehr besteht. 
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Zu 2.  

In unserem Bundesland gelten Gewässer als kleine, von wasserwirtschaftlich untergeordneter 
Bedeutung, wenn: 

1. deren Einzugsgebiet kleiner als 1 km² ist und  

2. deren Länge 500 m unterschreitet. 

Unabhängig ihrer Größe sind zusätzlich verrohrte Gewässer, verrohrte Gewässerabschnitte, 
unterirdisch fließende Gewässer und Gewässerabschnitte sowie Gewässer, die nur im Hoch-
wasserfall wasserführend sind als kleine, von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung 
zu verstehen.  

Erweckt ein in der Gewässerkulisse enthaltenes Gewässer den Anschein, dass es die Gewäs-
sereigenschaft verloren hat oder wegen der Abgrenzungskriterien doch nicht als von wasser-
wirtschaftlicher Bedeutung, sondern als von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung 
einzustufen ist, hat die zuständige Wasserbehörde festzustellen, ob die Gewässereigenschaft 
noch besteht oder ob die wasserwirtschaftlich untergeordnete Bedeutung gegeben ist. Die zu-
ständige Wasserbehörde wird in der Regel die untere Wasserbehörde bei den Landkreisen 
sein. Ihr wurde die Zuständigkeit für die Feststellung durch den einschlägigen Erlass des Mi-
nisteriums für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt zugewiesen. Die Entscheidung 
ist nicht von der Liste der Gewässer, die der jeweilige Unterhaltungsverband zu unterhalten 
hat, abhängig. 

Jeder von der Einstufung Betroffene kann bei der zuständigen Wasserbehörde einen Antrag 
auf Feststellung einreichen. Er ist mit den jeweils bekannten Anhaltspunkten gemäß zu 1. und 
2. zu begründen.  
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